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m 21. Juli hat das Meinungsfor-

schungsinstitut Allensbach die Er-

gebnisse einer Befragung von 500 Füh-

rungskräften aus Wirtschaft, Politik und 

Verwaltung zum Thema „Migrationspoli-

tik“ vorgestellt (durchgeführt im Auftrag 

der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und 

des Wirtschaftsmagazins „Capital“, s. FAZ 

vom 22.7.2015). Ein Ergebnis sticht hervor 

und lässt aufhorchen: Vier von fünf deut-

schen Top-Entscheidern halten die Auf-

nahme von mehr Flüchtlingen für möglich 

und die Grenze der Belastbarkeit nicht 

erreicht. Das unterscheidet sich erheblich 

vom Urteil der Gesamtbevölkerung: Hier 

befürworten nur 31% die weitere Aufnah-

me von Flüchtlingen. Sollte sich also die 

Bevölkerung ein Vorbild an den Entschei-

dern nehmen? Spricht aus ihnen eine be-

sondere Weitsicht und Großzügigkeit?  

   Auf jeden Fall kann man nach dieser 

Umfrage besser verstehen, warum sich 

Deutschland – wie kein anderes Land in 

Europa – schwer tut, gegenüber der an-

schwellenden Migrationswelle effektive 

Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Es liegt 

nicht nur an „Frau Merkel“, sondern es 

handelt sich um eine Positionierung, die in 

den verschiedenen Führungsbereichen 

Deutschlands mit deutlicher Mehrheit ver-

treten wird. Das sogenannte „Elite-Panel“, 

das von den Allensbacher Sozialforscher 

seit 1987 regelmäßig befragt wird, umfasst 

300 Vertreter aus der Wirtschaft (Ge-

schäftsführer, Inhaber, Vorstände und Di-

rektoren von Unternehmen mit mindestens 

1000 Beschäftigten) und weiteren 200 Ver-

tretern aus der Politik (Ministerpräsiden-

ten, Parlamentspräsidenten, Minister, 

Staatssekretäre, fraktions- und Parteispit-

zen) und aus der Verwaltung (Leiter von 

bundes- und Landesbehörden, Abteilungs-

leiter der Ministerien).  

   Beim Votum der deutschen Entscheider 

spielt nicht nur das besondere Thema 

„Migration“ eine Rolle. Vielmehr wird in 

der Mehrheitsauffassung eine bestimmte 

Grundvorstellung sichtbar, wie sich 

Deutschland positionieren soll (bezie-

hungsweise: in welche Position es auf kei-

nen Fall geraten darf). Diese Grundvorstel-

lung wird deutlich, wenn man die Ergeb-

nisse zu den einzelnen Fragen näher be-

trachtet: 

 Auf Frage 1 „Kann Deutschland 

mehr Flüchtlinge aufnehmen?“ 

antworteten 78% mit „Ja“ und 20% 

mit „Nein“. 

 Auf Frage 2 „Ist das Problem der 

Flüchtlingsströme aus Afrika in ab-

sehbarer Zeit lösbar?“ antworteten 

77% mit „Nein“ und 22% mit „Ja“. 

 Auf Frage 3 „Lassen sich durch 

Ausweitung legaler Einwanderung 

Schlepperbanden erfolgreich be-

kämpfen?“ antworteten 55% mit 

„Nein“ und 44% mit „Ja“. 

 Auf Frage 4 „Soll Europa, ähnlich 

wie Australien, Flüchtlingsboote 

abfangen und zurückschicken?“ 

antworteten 77% mit „Nein“ und 

21% mit „Ja“. 

Die Kombination der jeweiligen Mehr-

heitsantworten ist merkwürdig inkohärent: 

Das „Ja“ zu mehr Einwanderung verbindet 

sich nicht mit der Vorstellung, dass 

dadurch das Problem gelöst werden könn-

te. An irgendeine Form von (relativer) Sta-

bilisierung wird nicht geglaubt. Die Füh-

rungskräfte scheinen davon auszugehen, 

dass man sich halt mit einem hohen Migra-

tionsdruck arrangieren müsse (und könne). 

Obwohl man von einem wachsendem 

Problemdruck ausgeht, weist man jede 

härtere Abwehrmaßnahme (s. Frage 4) 

weit von sich. Bei jenen Maßnahmen, die 
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typischerweise einem Staatswesen zur Ver-

fügung stehen – Verteidigung der Staats-

grenzen, begrenzte und kontrollierte Ge-

währung von Aufenthaltsrechten, Zu-

gangsbegrenzung zu Sozialsystemen und 

zur Staatsbürgerschaft  -  scheint eine ins-

tinktive Abwehrhaltung zu herrschen. Of-

fenbar nimmt man lieber eine „zivile“ 

Anarchie in Kauf. Die Anarchie ist in ein-

zelnen Stadtteilen von Großstädten schon 

Tatsache, auch (und weniger auffällig) in 

einzelnen kleineren Ortschaften. Und es ist 

diese Erfahrung, die bei der Mehrheitsmei-

nung der Gesamtbevölkerung, die eine 

Begrenzung fordert, den Ausschlag gibt. 

Doch bei den deutschen Eliten scheint die-

se Erfahrung nicht zu zählen.  

   Wie kommt es dazu? Deutlich spürbar ist 

bei den Führungskräften das Bemühen, 

einen guten Eindruck zu machen. Die Be-

sorgnis um das Image Deutschlands in der 

Welt scheint bei ihnen die ausschlagge-

bende Rolle zu spielen. Sie zeigen sich ja 

durchaus realistisch bei der Beurteilung der 

Gutmenschen-Patentrezepte („Behebung 

der Ursachen Afrika“ oder „Ausschaltung 

der Schlepperbanden durch bessere legale 

Einwanderungswege“), aber sie ziehen 

daraus keine Konsequenz. Sie scheinen die 

Bilder gesperrter Grenzen, wie sie zwi-

schen Italien und Frankreich oder Frank-

reich und England (am Kanaltunnel) in-

zwischen zum Alltag gehören, für 

Deutschland als Image-Katastrophe anzu-

sehen. Solche Bilder sollen um jeden Preis 

verhindert werden. Weil das Staatshandeln 

manchmal böse Bilder produziert, verzich-

tet man lieber auf das Handeln.   

   So trennen sich an diesem Punkt eine 

„großzügige“ Elite und eine „kleinliche“ 

Bevölkerung. Doch diese Zuschreibung ist 

infam. Denn die Zumutbarkeit, die die 

Führungskräfte deklarieren, ist eine Zu-

mutbarkeit auf fremde Kosten. Die Füh-

rungskräfte urteilen darüber, was Deutsch-

land zumutbar ist, während sie in ihrem 

beruflichen und privaten Milieu die Migra-

tionsbelastungen nur von Ferne erfahren. 

Sie erwägen die Zumutungen gar nicht in 

dem konkreten Sinn, wie die Durch-

schnittsbevölkerung sie vor Augen hat – in 

ihren Nachbarschaften im Wohnviertel, für 

ihre Kinder im Schulalltag, in den Gesund-

heitseinrichtungen, im Öffentlichen Nah-

verkehr, auf den Plätzen und Grünflächen. 

Hier gibt es Ausfälle und längere Warte-

zeiten bei öffentlichen Dienstleistungen, 

Abstriche bei Sauberkeit und Sicherheit, 

teilweise schon aggressive Besetzungen 

und Verdrängungen. Wie sehr sich etwas 

in Deutschland geändert hat, wird in diesen 

Tagen an vielen Schulen zu Beginn des 

neuen Schuljahres deutlich. Nur ein Bruch-

teil dieser neuen Realität gelangt in die 

Medien – die Institution der Öffentlichkeit 

ist in der Migrationsfrage nicht intakt. Die 

Wahrnehmung ist gespalten. So kann es 

dazu kommen, dass eine Elite ein Urteil 

über den Migrationsdruck in Deutschland 

fällt, die diesem Druck nicht mal medial 

ausgesetzt ist.    

   Selbst wenn man es nicht so krass aus-

drücken will, so gilt doch zumindest: Die 

Lösung, die den deutschen Eliten in der 

Migrationsfrage vorschwebt, ist schlicht 

rätselhaft. Die Rechnung aus den vier 

Antworten geht einfach nicht auf. Es gibt 

keine Ordnungsidee, die den Antworten 

Kohärenz verleihen würde. In der Summe 

signalisieren sie eine merkwürdige Gleich-

gültigkeit. Die Eliten lassen das Land mit 

den Konsequenzen der Migration allein.  

   Die Migrationsfrage ist nicht irgendein 

Thema unter vielen. Das Problem berührt 

den Zusammenhalt des Landes und es ist in 

seiner heutigen Größe historisch neuartig. 

In anderen Ländern Europas wird das offe-

ner erörtert, auch von den Eliten. In 

Deutschland, so scheint es, wird seine Be-

deutung noch unterschätzt. Den Führungs-

kräften aus Wirtschaft, Politik und Verwal-

tung ist offenbar noch nicht klar, was sie in 

der Migrantenfrage verspielen können. So 

kann die Kombination von Ratlosigkeit 

und Leichtsinn, die die Allensbacher Be-

fragung in diesem Sommer 2015 dokumen-

tiert,  der Vorbote einer bürgerlichen Eli-

tenkrise sein. Auf dieser Basis wird es je-

denfalls nicht weitergehen.     

 

(Erschienen am 15.8. („Die Achse des Gu-

ten“ und am 16.8. („Tichys Einblick“) 


